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Preußiſche Geſetzſammlung 


Bahr ae em nern 
Jahrgang 1921 Nr. 52. 


(Nr. 12188.) Bekanntmachung, betreffend Neuveröffentlichung der Verordnung über ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren. Vom 31. Auguſt 1921. 


Auf Grund des 82 des Geſetzes vom 31. Juli 1921 (Geſetzſamml. S. 485) über Anderung der Verord⸗ 
nung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 wird der Wortlaut der 
Verordnung in der jetzt geltenden Faſſung nachſtehend veröffentlicht. 


9 

Für Arbeiten, die zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung von Kriegsgefangenen 
beſtimmt ſind, kann das Staatsminiſterium durch einen im Amtsblatte bekanntzumachenden Erlaß anordnen, 
daß ein vereinfachtes Enteignungsverfahren ſtattfindet. Dasſelbe gilt für alle Unternehmungen, die für 
Zwecke der Kriegsführung oder der Volksverſorgung Bedeutung haben und bei denen das Enteignungs— 
verfahren aus Gründen des öffentlichen Wohles einer beſonderen Beſchleunigung bedarf. 

Soweit eine ſolche Anordnung ergeht, ſind die Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) in Verbindung mit dem XXII. Titel des Geſetzes 
über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. 
S. 237) mit den nachſtehenden Anderungen anzuwenden. 


: 82. 
An die Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt der Regierungspräſident. 


83. 

Der Regierungspräſident hat einen Auszug aus dem von dem zuſtändigen Miniſter genehmigten Plane 
in jedem Gemeinde, oder Gutsbezirke während einer Woche zu jedermanns Einſicht offenlegen zu laſſen. 
Während dieſer Zeit kann jeder Beteiligte Einwendungen gegen den Plan erheben. Seit und Ort der 
Offenlegung ſowie die Stelle, bei der die Einwendungen ſchriftlch oder mündlich zu Protokoll erhoben 
werden können, find in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 


8 4. 

Nach Ablauf der Friſt ($ 3) iſt, nötigenfalls an Ort und Stelle, unter Zuziehung eines oder mehrerer 
Sachverſtändigen über den Plan und die dagegen erhobenen Einwendungen ſowie über die Höhe der Ent- 
ſchädigungsſumme zu verhandeln. 

§ da. 

Einem Kriegsteilnehmer (§ 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914, Reichs-Geſetzbl. S. 328), der ohne Ver- 
treter iſt, kaun der Regierungspräſident einen geeigneten Vertreter beſtellen, der die Rechte und Ver⸗ 
pflichtungen des Kriegsteilnehmers im Enteignungsverfahren wahrzunehmen hat. Die Beſtellung des Ver. 
treters ſoll dem Kriegsteilnehmer unverzüglich mitgeteilt werden. Der Kriegsteilnehmer kann dem Vertreter 
die Vertretungsbefugnis entziehen, ſoweit er einen anderen Vertreter beſtellt. 

5 Soweit durch die Beſtellung eines Vertreters beſondere Koſten entſtehen, ſind ſie vom Unternehmer 
zu tragen. ; 
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8 5. a N 
Der Regierungspräſident erläßt einen Beſchluß, durch den der Plan und die Eutſchädigung feſtgeſtellt 
und die Enteignung ausgeſprochen wird. Die Entſchädigung kann nach Einheitsſätzen feſtgeſtellt werden. 
100 Beſchluß iſt dem Unternehmer, dem Eigentümer des Grundſtücks und den ſonſtigen Beteiligten 
ugzuſtellen. 


8 6. 
Das Eigentum des enteigneten Grundſtücks geht auf den Unternehmer erſt nach Zahlung oder Hinter⸗ 
legung der Entſchädigungsſumme über. 
8 7. 
Dien im 8 5 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen ſteht gegen den Beſchluß, ſoweit er die Entſchädigung betrifft, 
binnen ſechs Monaten nach der Zuſtellung die Beſchreitung des Rechtswegs, ſoweit er die Planfeſtſtellung 
betrifft, binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu. 


$ 8. 

Der Regierungspräſident kann den Unternehmer vorläufig in den Beſitz eines Grundſtücks einweiſen, 
das für das Unternehmen vorausſichtlich gebraucht wird. Dem Beſitzer des Grundſtücks iſt der hierdurch 
entſtandene, nötigenfalls im Rechtswege feſtzuſtellende Schaden zu vergüten. Iſt der Eigentümer im Beſitze 
des Grundſtücks, ſo iſt die ihm für die Enteignung zu gewährende Entſchädigung vom Tage der Beſitz⸗ 
einweiſung an zu verzinfen; erleidet er einen weiteren Schaden, jo iſt ihm auch dieſer zu erſetzen. 

In dem Beſchluſſe, durch den der Unternehmer in den Beſitz eingewieſen wird, iſt die Entſchädigung 
(Abſ. 1) feſtzuſtellen. Sie ift dem Beſitzer alsbald zu zahlen; wird die Zahlung ſchuldhaft verzögert, ſo ift 
auf den Ankrag des Beſitzers der Beſchluß aufzuheben. 

Der Beſchluß iſt dem Eigentümer und dem Beſitzer zuzuſtellen oder zu Protokoll zu verkünden. Ihnen 
ſteht binnen einer Woche nach der Juſtellung oder Verkündung die Beſchwerde an den Miniſter für Handel 
und Gewerbe zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


§ 9. 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung notwendigen Beſtimmungen erläßt der Miniſter für Handel 
und Gewerbe. 


§ 9a. 

Ergeht eine Anordnung nach § 1 Abſ. 1 für einen Fall, in dem ein Enteignungsverfahren nach den 
Beſtimmungen der §§ 135 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 
(Geſetzſamml. S. 705) in Verbindung mit § 150 Abf. 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) ftattfindet, fo find die §8 2, 
4a und 8 mit der Maßgabe anzuwenden, daß im § Aa an Stelle des Regierungspräſidenten das Ober⸗ 
bergamt, im § 8 Abſ. 1 an Stelle des Regierungspräſidenten das Oberbergamt und der Regierungspräſident 
und im § 8 Ab. 3 an Stelle des Miniſters für Handel und Gewerbe dieſer Miniſter und der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten treten. 


g 5 24 $ 10. 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sie tritt mit dem 30. Juni 1922 außer 
Kraft. Iſt an dieſem Tage der Auszug offengelegt ($ 3) oder der Unternehmer in den Beſitz eingewieſen 
($ 8), To iſt das Verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung zu Ende zu führen. 


Berlin, den 31. Auguſt 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. Dominicus. Warmbold. Sa emiſch. 
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